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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH
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4 2 8 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Sozialistischen Föderativen Republik
Jugoslawien über Gleichwertigkeiten im Universitätsbereich samt Anlage
(NR: GP XV RV 64 AB 218 S. 24. BR: AB 2113 S. 393.)

4 2 9 . Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland und
dem Bundesminister für Verkehr der Republik Österreich nach Rn. 10 602 des
ADR über die Beförderung von Natriumhydrosulfit in kubischen Transportge-
fäßen (Tankcontainer)

428.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Anlage wird genehmigt.

ABKOMMEN
zwischen der Republik Österreich und der
Sozialistischen Föderativen Republik Jugo-
slawien über Gleichwertigkeiten im Uni-

versitätsbereich

Die Republik Österreich und die Sozialistische
Föderative Republik Jugoslawien

— vom Wunsche geleitet, die Zusammenarbeit
zwischen den beiden Staaten auf dem Gebiete
der Wissenschaft und Universitätsausbildung
zu fördern, und

— nach Gegenüberstellung der Studien an den
Universitäten in beiden Ländern, durch die
festgestellt wurde, daß die Studien in Öster-
reich und Jugoslawien sowohl hinsichtlich
der Zulassung, der Dauer und der Struktur,
als auch hinsichtlich des Inhaltes und der An-
forderungen vergleichbar sind,

haben folgendes vereinbart:

Artikel 1

In diesem Abkommen bedeutet:

a) der Ausdruck „Universitäten" alle Universi-
täten, Hochschulen und Institutionen, denen
vom Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet
sie sich befinden, Hochschulcharakter zu-
erkannt wird, und die berechtigt sind, alle
akademischen Grade zu verleihen sowie
Diplome auszustellen;

b) der Ausdruck „akademischer Grad" jeden
akademischen Grad in Österreich bezie-
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hungsweise jeden akademischen Grad oder
Fachtitel in Jugoslawien, welcher als Ab-
schluß eines Universitätsstudiums verliehen
wird;

c) der Ausdruck „Diplom" jedes Zeugnis,
welches von einer Universität als Abschluß
eines Universitätsstudiums ausgestellt wird;

d) der Ausdruck „Hochschulzeugnis" alle
Zeugnisse oder Bestätigungen über Ergeb-
nisse von Prüfungen oder den Erfolg der
Teilnahme an Lehrveranstaltungen;

e) der Ausdruck „Prüfungen" alle Prüfungen
zur Feststellung des durch die Studien er-
worbenen Wissens, der Kenntnisse und der
Fertigkeiten beziehungsweise die Feststel-
lung des Erfolges der Teilnahme an Lehr-
veranstaltungen gemäß den Studienvor-
schriften der Vertragsstaaten;

f) der Ausdruck „Studiendauer" die in den
Studienvorschriften der Vertragsstaaten vor-
geschriebene Mindestzeit für die Absolvie-
rung der Universitätsstudien;

g) der Ausdruck „Universitätsstudium" in
Österreich die ordentlichen Studien, in
Jugoslawien die ordentlichen und außer-
ordentlichen Studien, deren gesetzliche Stu-
diendauer in beiden Ländern mindestens
acht Semester beträgt.

Artikel 2

Die Bestimmungen dieses Abkommens über
die Gleichwertigkeit im Universitätsbereich finden
nur dann Anwendung, wenn das Universitäts-
studium vorwiegend an einer Universität eines
der Vertragsstaaten durchgeführt und aufgrund
dieses Studiums der akademische Grad verliehen
oder das Diplom ausgestellt wurde.

Artikel 3

Dieses Abkommen findet nur auf Staatsbürger
der Vertragsstaaten Anwendung.

Artikel 4

Die aufgrund der in der Anlage, die einen inte-
grierenden Bestandteil dieses Abkommens bildet,
angeführten Universitätsstudien verliehenen aka-
demischen Grade beziehungsweise Diplome, die
von den Universitäten verliehen werden, werden
auf der Grundlage der Gegenseitigkeit als voll
gleichwertig anerkannt.

Zum Zwecke der Anerkennung dieser Gleich-
wertigkeit haben Personen, welche einen akade-
mischen Grad beziehungsweise ein Diplom in
Österreich erworben haben, die erforderlichen
Unterlagen der für die Nostrifizierung ausländi-
scher Bildungsdokumente zuständigen jugoslawi-
schen Behörde vorzulegen; Personen, welche
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einen akademischen Grad beziehungsweise ein
Diplom in Jugoslawien erworben haben, legen
die erforderlichen Unterlagen dem österreichi-
schen Bundesministerium für Wissenschaft und
Forschung vor.

Artikel 5

Die Inhaber eines österreichischen akademi-
schen Grades aufgrund der in der Anlage, die
einen integrierenden Bestandteil dieses Abkom-
mens bildet, angeführten österreichischen Studien-
richtungen sind ohne Zusatz- und Ergänzungs-
prüfungen unmittelbar zum weiterführenden Stu-
dium an einer Universität in Jugoslawien, an der
dieses Studium durchgeführt werden kann, zuzu-
lassen.

Die Inhaber eines jugoslawischen akademischen
Grades oder Diploms aufgrund der in der Anlage
angeführten jugoslawischen Studienrichtungen
sind ohne Zusatz- und Ergänzungsprüfungen un-
mittelbar zum Doktoratsstudium an einer Uni-
versität in Österreich, an der dieses Doktorats-
studium eingerichtet ist, zuzulassen.

Die Zulassung zu diesen Studien erfolgt in
beiden Vertragsstaaten im Rahmen der verfüg-
baren Plätze und erfordert neben der Vorlage
der entsprechenden Diplome oder Hochschul-
zeugnisse nur den Nachweis der Kenntnis der je-
weiligen Sprache in einem genügenden Ausmaß.

Artikel 6

Von österreichischen Studierenden der Studien-
richtungen der Slawistik (Slowenisch, Serbo-
kroatisch) an einer jugoslawischen Universität
absolvierte Semester werden bis zum Höchstaus-
maß von zwei Semestern auf die Studiendauer in
Österreich voll angerechnet und die während
dieser Semester positiv abgelegten Prüfungen voll
anerkannt. Voraussetzung ist, daß das Studium in
Jugoslawien als ordentlicher Hörer gemäß den
jugoslawischen Studienvorschriften absolviert
wurde und die entsprechenden Hochschulzeug-
nisse vorgelegt werden.

Von jugoslawischen Studierenden der Studien-
richtung Germanistik an einer österreichischen
Universität absolvierte Semester werden bis zum
Höchstausmaß von zwei Semestern auf die Stu-
diendauer in Jugoslawien voll angerechnet und
die während dieser Semester positiv abgelegten
Prüfungen voll anerkannt. Voraussetzung ist, daß
das Studium in Österreich als ordentlicher Hörer
gemäß den österreichischen Studienvorschriften
absolviert wurde und die entsprechenden Hoch-
schulzeugnisse vorgelegt werden.

Voraussetzung für die Anwendbarkeit dieses
Artikels ist in beiden Vertrags Staaten, daß diese
Studierenden mindestens die Hälfte ihres Studiums
im Heimatland abgeschlossen haben.
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Artikel 7

Die gemäß Artikel 4 des Abkommens zwischen
der Republik Österreich und der Sozialistischen
Föderativen Republik Jugoslawien über die
Gleichwertigkeit der Reifezeugnisse vom 27. März
1974 eingesetzte Expertenkommission ist auch
für die Beratung aller Fragen aus diesem Ab-
kommen zuständig.

Artikel 8

Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation
und tritt am ersten Tag des dritten Monats, der
dem Austausch der Ratifikationsurkunden folgt,
in Kraft.

Dieses Abkommen wird auf unbegrenzte Dauer
geschlossen. Es kann jederzeit von einem der Ver-
tragsstaaten schriftlich auf diplomatischem Wege
gekündigt werden. Die Kündigung tritt ein Jahr
nach Einlangen der Notifikation beim anderen
Vertragsstaat in Kraft.

Zu Urkund dessen haben die gefertigten Bevoll-
mächtigten das vorliegende Abkommen unter-
zeichnet und mit Siegeln versehen.

GESCHEHEN zu Wien, am 29. Jänner 1979
in zwei Urschriften in deutscher und serbokroati-
scher Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise
authentisch sind.

Für die Republik
Österreich:

Dr. Hertha FIRNBERG

Für die Sozialistische
Föderative Republik

Jugoslawien:

Luka BANOVIC
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Anlage

A. STUDIENRICHTUNGEN, DIE GEMÄSS ARTIKEL 4 UND 5 GLEICHWERTIG SIND:
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B. STUDIENRICHTUNGEN, DIE GEMÄSS ARTIKEL 5 GLEICHWERTIG SIND:
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Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 16. September 1980 ausgetauscht; das Vertragswerk tritt gemäß Artikel 8
des Abkommens am 1. Dezember 1980 in Kraft.

Kreisky

429.
(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g
zwischen dem Bundesminister für Verkehr
der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich nach Rn. 10 602 des ADR über
die Beförderung von Natriumhydrosulfit in
kubischen Transportgefäßen (Tankcontainer)

(1) Abweichend von den Vorschriften der
Rn. 42 121 der Anlage B des ADR in Verbindung
mit den Vorschriften des Anhangs B.1 b darf
Natriumhydrosulfit der Klasse 4.2, Rn. 2431,
Ziffer 6 c), unter folgenden Bedingungen in ku-
bischen Transportgefäßen (Tankcontainern) mit
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einem Fassungsraum von höchstens 1050 Litern
befördert werden:

1. Die stapelbaren, nicht zylindrischen, in einen
Schutzrahmen aus Profilstahl eingesetzten
Transportgefäße (Tankcontainer) müssen
aus Stahlblech mit einer Mindestzugfestig-
keit von 37 kg/mm2 und einer Mindestbruch-
dehnung von 2O°/o [Probeentnahme quer zur
Walzrichtung: Lo = 5 d (Lo = Maßlänge vor
dem Zugversuch, d = Durchmesser)] oder aus
Aluminiumblech mit einer Minidestbruch-
dehnung von 8% (Probeentnahme quer zur
Walzrichtung: Lo = 10 d) hergestellt sein.

2. Die Transportgefäße müssen
— bei Verwendung von Blechen aus Edel-

stahl eine Wanddicke von mindestens
1,5 mm an den Seiten sowie 2 mm an den
Böden,

— bei Verwendung von Blechen aus ge-
wöhnlichem Stahl eine Wanddicke von
mindestens 2,0 mm an den Seiten sowie
2,5 mm an den Böden und

— bei Verwendung von Aluminiumblech
eine Wanddicke von mindestens 3,0 mm
an den Seiten und Böden haben.

3. Die Transportgefäße müssen luftdicht ver-
schlossen und so gebaut sein, daß sie mit
einem Kran oder Flurförderzeugen, zB
Gabelstaplern, gefahrlos bewegt werden kön-
nen. Der Raum innerhalb des Schutzraumes
aus Profilstahl muß unterhalb der Bodenrän-
der des Gefäßes im Bereich der Armaturen
durch selbsttragende profilierte Schutzwände
aus Stahlblech von mindestens 1,5 mm Wand-
dicke allseitig geschützt sein. Es darf nur der
für die Bedienung der Armaturen unbedingt
notwendige Raum frei bleiben. Die Erfüllung
dieser Forderungen ist von den für die Bau-
musterprüfung zuständigen Prüfanstalten/
Prüfstellen festzustellen.

3.1 Auf die selbsttragenden profilierten Schutz-
wände kann verzichtet werden, wenn der
Auslauftrichter mit einem horizontal ange-
brachten massiven Flansch mit einer innen-
liegenden Drehklappe, die durch einen Stift
gegen unbeabsichtigtes Öffnen zu sichern ist,
ausgerüstet ist.

4. Transportgefäße mit einem Fassungsraum
von höchstens 445 Litern dürfen auch ohne
Schutzrahmen aus Profilstahl gebaut sein.



2852 166. Stück — Ausgegeben am 16. Oktober 1980 — Nr. 429

5. Die Transportgefäße müssen ferner einem
Baumuster entsprechen, das, ohne undicht
zu werden, folgende Prüfungen bei einer im
Versandland behördlich anerkannten Prüfan-
stalt/Prüfstelle bestanden hat:

5.1 Eine Dichtheitsprüfung — als Luftdruckprü-
fung unter Wasser — mit einem Prüfdruck
von mindestens 0,75 kg/cm2.

5.2 Eine Fallprüfung auf glattem Betonfußboden
aus einer Höhe, die der des stehenden Ge-
fäßes entsprechen, mindestens aber 1,20 m
betragen muß. Als Aufprallpunkt ist die ge-
fährlichste Stelle des Gefäßes zu wählen.
Das Gefäß ist mindestens zu 95% seines
Fassungsraumes mit einem Ersatzfüllgut von
mindestens gleicher Dichte wie die zur Beför-
derung vorgesehenen Stoffe zu füllen.

6. Die nach dem geprüften Baumuster herge-
stellten Transportgefäße sind durch den
Namen oder das Kurzzeichen des Herstellers,
durch das Kurzzeichen des Staates, in dem
die Prüfung durchgeführt wird, die Kurz-
bezeichnung der Prüfanstalt/Prüfstelle, die
Registriernummer sowie Monat und Jahr
der Herstellung gut lesbar und dauerhaft zu
kennzeichnen.

7. Die Transportgefäße dürfen während der Be-
förderung nicht gestapelt werden.

(2) Im Beförderungspapier hat der Absender
zusätzlich zu vermerken: „Beförderung verein-
bart gemäß Rn. 10 602 des ADR".

(3) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und der Repu-
blik Österreich bis zum 31. Dezember 1984.

Wien, 1980 08 11

Für den Bundesminister für Verkehr der Repu-
blik Österreich:

Hehenberger

Bonn, den 12. Feber 1980

Die für das ADR zuständige Behörde der Bundes-
republik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr

Im Auftrag:

Bredemeier

Kreisky


